
Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das
Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.

Gegeben zu Brüssel, den 2. September 2018

PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Beschäftigung
K. PEETERS

Die Ministerin der Sozialen Angelegenheiten
M. DE BLOCK

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
K. GEENS

*
FEDERALE OVERHEIDSDIENST BINNENLANDSE ZAKEN

[C − 2020/31327]
15 OKTOBER 2018. — Wet betreffende de vrijwillige zwangerschaps-

afbreking, tot opheffing van de artikelen 350 en 351 van het
Strafwetboek, tot wijziging van de artikelen 352 en 383 van
hetzelfde Wetboek en tot wijziging van diverse wetsbepalingen. —
Duitse vertaling

De hierna volgende tekst is de Duitse vertaling van de wet van
15 oktober 2018 betreffende de vrijwillige zwangerschapsafbreking, tot
opheffing van de artikelen 350 en 351 van het Strafwetboek, tot
wijziging van de artikelen 352 en 383 van hetzelfde Wetboek en tot
wijziging van diverse wetsbepalingen (Belgisch Staatsblad van
29 oktober 2018).

Deze vertaling is opgemaakt door de Centrale dienst voor Duitse
vertaling in Malmedy.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

[C − 2020/31327]
15. OKTOBER 2018 — Gesetz über den freiwilligen Schwangerschaftsabbruch, zur Aufhebung der Artikel 350 und

351 des Strafgesetzbuches, zur Abänderung der Artikel 352 und 383 desselben Gesetzbuches und zur
Abänderung verschiedener Gesetzesbestimmungen — Deutsche Übersetzung

Der folgende Text ist die deutsche Übersetzung des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 über den freiwilligen
Schwangerschaftsabbruch, zur Aufhebung der Artikel 350 und 351 des Strafgesetzbuches, zur Abänderung der
Artikel 352 und 383 desselben Gesetzbuches und zur Abänderung verschiedener Gesetzesbestimmungen.

Diese Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ

15. OKTOBER 2018 — Gesetz über den freiwilligen Schwangerschaftsabbruch, zur Aufhebung der Artikel 350 und
351 des Strafgesetzbuches, zur Abänderung der Artikel 352 und 383 desselben Gesetzbuches und zur
Abänderung verschiedener Gesetzesbestimmungen

PHILIPPE, König der Belgier,
Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!

Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:
KAPITEL 1 — Einleitende Bestimmung

Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.

KAPITEL 2 — Bedingungen und Verfahren
Art. 2 - Eine schwangere Frau darf einen Arzt darum bitten, ihre Schwangerschaft unter folgenden Bedingungen

abzubrechen:
1. Der Schwangerschaftsabbruch muss:
a) unbeschadet der Nummern 3 und 5 vor Ende der zwölften Woche nach der Empfängnis stattfinden,
b) unter korrekten medizinischen Bedingungen von einem Arzt vorgenommen werden, und zwar in einer

Pflegeeinrichtung, in der ein Informationsdienst besteht, der einerseits die schwangere Frau betreut und sie ausführlich
informiert, insbesondere über die Rechte, Hilfen und Vorteile, die den Familien, Müttern - ob alleinstehend oder nicht -
und ihren Kindern durch Gesetz und Dekret zugestanden werden, sowie über die Möglichkeiten, das ungeborene Kind
zur Adoption freizugeben, und der andererseits auf Anfrage des Arztes oder der Frau dieser Frau Beistand gewährt
und Rat erteilt über die Mittel, auf die sie zurückgreifen kann, um die psychologischen und sozialen Probleme, die
durch ihren Zustand entstanden sind, zu lösen.

SERVICE PUBLIC FEDERAL INTERIEUR

[C − 2020/31327]
15 OCTOBRE 2018. — Loi relative à l’interruption volontaire de

grossesse, abrogeant les articles 350 et 351 du Code pénal et
modifiant les articles 352 et 383 du même Code et modifiant
diverses dispositions législatives. — Traduction allemande

Le texte qui suit constitue la traduction en langue allemande de la loi
du 15 octobre 2018 relative à l’interruption volontaire de grossesse,
abrogeant les articles 350 et 351 du Code pénal et modifiant les
articles 352 et 383 du même Code et modifiant diverses dispositions
législatives (Moniteur belge du 29 octobre 2018).

Cette traduction a été établie par le Service central de traduction
allemande à Malmedy.
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2. Der Arzt, an den eine Frau sich wendet, um ihre Schwangerschaft abbrechen zu lassen, muss:

a) die Frau über die unmittelbaren oder künftigen medizinischen Risiken, denen sie sich durch den
Schwangerschaftsabbruch aussetzt, informieren,

b) auf die verschiedenen Betreuungsmöglichkeiten für das ungeborene Kind hinweisen und gegebenenfalls auf das
Personal des unter Nr. 1 Buchstabe b) erwähnten Informationsdienstes zurückgreifen, um den dort erwähnten Beistand
zu gewähren und Rat zu erteilen,

c) sich der Entschlossenheit der Frau vergewissern, ihre Schwangerschaft abbrechen zu lassen. Die Beurteilung der
Entschlossenheit der schwangeren Frau, auf deren Grundlage der Arzt akzeptiert, den Eingriff durchzuführen, kann
nicht mehr angefochten werden, wenn die in vorliegendem Artikel vorgesehenen Bedingungen erfüllt sind.

3. Der Arzt darf den Schwangerschaftsabbruch frühestens sechs Tage nach der ersten Beratung vornehmen, es sei
denn, die Schwangerschaft muss aus einem dringenden medizinischen Grund früher abgebrochen werden. Findet die
erste Beratung weniger als sechs Tage vor Ablauf der unter Nr. 1 Buchstabe a) erwähnten Frist statt, wird diese Frist
entsprechend der Anzahl nicht verstrichener Tage der Frist von sechs Tagen verlängert. Fällt der letzte Tag dieser
Verlängerung jedoch auf einen Samstag, einen Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag, kann der Schwangerschafts-
abbruch am ersten darauffolgenden Werktag vorgenommen werden.

4. Der Eingriff darf nur vorgenommen werden, nachdem die Betreffende - am Tag des Eingriffs - schriftlich erklärt
hat, dass sie fest entschlossen ist, sich dem Eingriff zu unterziehen. Diese Erklärung muss der medizinischen Akte
beigefügt werden.

5. Nach Ablauf der gegebenenfalls gemäß Nr. 3 verlängerten Frist von zwölf Wochen kann die Schwangerschaft
unter den unter Nr. 1 Buchstabe b) und Nr. 2 bis Nr. 4 vorgesehenen Bedingungen nur dann freiwillig abgebrochen
werden, wenn eine Fortsetzung der Schwangerschaft eine ernsthafte Gefahr für die Gesundheit der Frau darstellt oder
wenn feststeht, dass das ungeborene Kind an einer äußerst schweren Erkrankung leiden wird, die zum Zeitpunkt der
Diagnose als unheilbar anerkannt wird. In diesem Fall muss der Arzt, an den die Frau sich gewandt hat, einen zweiten
Arzt zu Rate ziehen; das Gutachten des zweiten Arztes muss der Akte beigefügt werden.

6. Der Arzt oder jegliche andere qualifizierte Person der Pflegeeinrichtung, in der der Eingriff durchgeführt worden
ist, muss die Frau über Empfängnisverhütung informieren.

7. Kein Arzt, kein Krankenpfleger und keine Krankenpflegerin und keine Pflegehilfskraft kann gezwungen
werden, sich an einem Schwangerschaftsabbruch zu beteiligen. Ein Arzt, der sich weigert, einen solchen Eingriff
vorzunehmen, ist verpflichtet, die Betreffende bei ihrem ersten Besuch von seiner Weigerung in Kenntnis zu setzen. In
diesem Fall gibt er die Kontaktdaten eines anderen Arztes, eines Zentrums für Schwangerschaftsabbrüche
beziehungsweise eines Krankenhausdienstes an, an die die Betreffende sich für einen neuen Antrag auf Schwanger-
schaftsabbruch wenden kann. Ein Arzt, der sich weigert, einen freiwilligen Schwangerschaftsabbruch vorzunehmen,
leitet die medizinische Akte an den neuen Arzt, den die Frau konsultiert, weiter.

KAPITEL 3 — Strafbestimmung

Art. 3 - Wer mit Einwilligung der schwangeren Frau eine Abtreibung vornimmt, die nicht unter den in Artikel 2
vorgesehenen Bedingungen erfolgt, wird zu einer Gefängnisstrafe von drei Monaten bis zu einem Jahr und zu einer
Geldbuße von 100 bis zu 500 EUR verurteilt.

Wer zu verhindern versucht, dass eine Frau freien Zugang zu einer Pflegeeinrichtung hat, in der freiwillige
Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen werden, wird zu einer Gefängnisstrafe von drei Monaten bis zu einem Jahr
und zu einer Geldbuße von 100 bis zu 500 EUR verurteilt.

Eine Frau, die vorsätzlich eine Abtreibung vornehmen lässt, die nicht unter den in Artikel 2 vorgesehenen
Bedingungen erfolgt, wird mit einer Gefängnisstrafe von einem Monat bis zu einem Jahr und mit einer Geldbuße von
50 bis zu 200 EUR bestraft.

Verursachen die Mittel, die mit der Absicht verwendet worden sind, eine Abtreibung herbeizuführen, den Tod,
wird derjenige, der die Mittel mit der besagten Absicht angewandt oder angewiesen hat, zu einer Zuchthausstrafe von
fünf bis zu zehn Jahren verurteilt, wenn die Frau der Abtreibung zugestimmt hat, der Eingriff jedoch nicht unter den
in Artikel 2 vorgesehenen Bedingungen erfolgt ist.

Die Bestimmungen von Buch I einschließlich Kapitel VII und Artikel 85 des Strafgesetzbuches finden Anwendung
auf die im vorliegenden Gesetz erwähnten Straftaten.

KAPITEL 4 — Abänderung des Zivilgesetzbuches

Art. 4 - In Artikel 497/2 Nr. 19 des Zivilgesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 17. März 2013, werden die
Wörter ″wie in Artikel 350 des Strafgesetzbuches erwähnt,″ durch die Wörter ″wie erwähnt in Artikel 2 des Gesetzes
vom 15. Oktober 2018 über den freiwilligen Schwangerschaftsabbruch, zur Aufhebung der Artikel 350 und 351 des
Strafgesetzbuches, zur Abänderung der Artikel 352 und 383 desselben Gesetzbuches und zur Abänderung
verschiedener Gesetzesbestimmungen,″ ersetzt.

KAPITEL 5 — Abänderungen des Strafgesetzbuches

Art. 5 - Die Artikel 350 und 351 des Strafgesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 3. April 1990 und abgeändert
durch das Gesetz vom 26. Juni 2000, werden aufgehoben.

Art. 6 - Artikel 352 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 23. Januar 2003, wird wie folgt ersetzt:

″Art. 352 - Verursachen die Mittel, die mit der Absicht verwendet worden sind, eine Abtreibung bei einer Frau ohne
deren Einwilligung herbeizuführen, deren Tod, wird derjenige, der die Mittel mit der besagten Absicht angewandt oder
angewiesen hat, zu einer Zuchthausstrafe von zehn bis zu fünfzehn Jahren verurteilt.″

Art. 7 - In Artikel 383 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 26. Juni 2000, werden die
Satzteile ″wer entweder durch das Ausstellen, Verkaufen oder Verbreiten von Schriften, ob gedruckt oder nicht, oder
durch jegliches andere Werbemittel den Gebrauch irgendwelcher Abtreibungsmittel anpreist, Hinweise gibt, wie diese
Mittel zu beschaffen oder zu gebrauchen sind, oder Personen, die diese Mittel anwenden, zum Zwecke der Empfehlung
nennt,″ und ″wer eigens zur Abtreibung bestimmte oder als solche angebotene Drogen oder Hilfsmittel ausstellt,
verkauft, verbreitet, herstellt oder herstellen lässt, importieren lässt, transportieren lässt, einem Transport- oder
Verteilungsagenten übergibt oder durch irgendein Werbemittel ankündigt.″ aufgehoben.
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KAPITEL 6 — Abänderungen des Gesetzes vom 13. August 1990 zur Schaffung einer Bewertungskommission hinsichtlich des
Gesetzes vom 3. April 1990 über den Schwangerschaftsabbruch, zur Abänderung der Artikel 348, 350, 351 und 352 des
Strafgesetzbuches und zur Aufhebung von Artikel 353 desselben Gesetzbuches
Art. 8 - Artikel 2 des Gesetzes vom 13. August 1990 zur Schaffung einer Bewertungskommission hinsichtlich des

Gesetzes vom 3. April 1990 über den Schwangerschaftsabbruch, zur Abänderung der Artikel 348, 350, 351 und 352 des
Strafgesetzbuches und zur Aufhebung von Artikel 353 desselben Gesetzbuches wird wie folgt abgeändert:

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Wörter ″der in Artikel 350 Absatz 2 Nr. 1 des Strafgesetzbuches erwähnten
Pflegeeinrichtung″ durch die Wörter ″der Pflegeeinrichtung, die in Artikel 2 Nr. 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018
über den freiwilligen Schwangerschaftsabbruch, zur Aufhebung der Artikel 350 und 351 des Strafgesetzbuches, zur
Abänderung der Artikel 352 und 383 desselben Gesetzbuches und zur Abänderung verschiedener Gesetzesbestim-
mungen erwähnt ist,″ ersetzt.

b) In Absatz 1 Nr. 5 wird der erste Satz aufgehoben und werden im zweiten Satz die Wörter ″Artikel 350 Absatz 2
Nr. 4 des Strafgesetzbuches″ durch die Wörter ″Artikel 2 Nr. 4 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 über den freiwilligen
Schwangerschaftsabbruch, zur Aufhebung der Artikel 350 und 351 des Strafgesetzbuches, zur Abänderung der
Artikel 352 und 383 desselben Gesetzbuches und zur Abänderung verschiedener Gesetzesbestimmungen″ ersetzt.

Art. 9 - Artikel 3 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter ″der in Artikel 350 Absatz 2 Nr. 1 des Strafgesetzbuches erwähnten

Pflegeeinrichtung″ durch die Wörter ″der Pflegeeinrichtung, die in Artikel 2 Nr. 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018
über den freiwilligen Schwangerschaftsabbruch, zur Aufhebung der Artikel 350 und 351 des Strafgesetzbuches, zur
Abänderung der Artikel 352 und 383 desselben Gesetzbuches und zur Abänderung verschiedener Gesetzesbestim-
mungen erwähnt ist,″ ersetzt.

b) In Absatz 2 zweiter Gedankenstrich werden die Wörter ″auf der Grundlage von Artikel 350 Absatz 2 des
Strafgesetzbuches vorgenommen worden sind, und gegebenenfalls die in Artikel 350 Absatz 2 Nr. 2 des
Strafgesetzbuches vorgesehenen Fälle″ durch die Wörter ″auf der Grundlage von Artikel 2 des Gesetzes vom
15. Oktober 2018 über den freiwilligen Schwangerschaftsabbruch, zur Aufhebung der Artikel 350 und 351 des
Strafgesetzbuches, zur Abänderung der Artikel 352 und 383 desselben Gesetzbuches und zur Abänderung
verschiedener Gesetzesbestimmungen vorgenommen worden sind, und gegebenenfalls die in Artikel 2 Nr. 5 desselben
Gesetzes vorgesehenen Fälle″ ersetzt.

KAPITEL 7 — Abänderung des Gesetzes vom 19. Dezember 2003 über den Europäischen Haftbefehl
Art. 10 - In Artikel 5 § 4 des Gesetzes vom 19. Dezember 2003 über den Europäischen Haftbefehl werden die Wörter

″die in Artikel 350 Absatz 2 des Strafgesetzbuches erwähnten Abtreibungshandlungen und die im Gesetz vom
28. Mai 2002 über die Sterbehilfe erwähnten Sterbehilfehandlungen″ durch die Wörter ″die Abtreibungshandlungen,
die in Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 über den freiwilligen Schwangerschaftsabbruch, zur Aufhebung der
Artikel 350 und 351 des Strafgesetzbuches, zur Abänderung der Artikel 352 und 383 desselben Gesetzbuches und zur
Abänderung verschiedener Gesetzesbestimmungen erwähnt sind, und die Sterbehilfehandlungen, die im Gesetz vom
28. Mai 2002 über die Sterbehilfe erwähnt sind,″ ersetzt.

KAPITEL 8 — Abänderung des Gesetzes vom 5. August 2006 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen
Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen in Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union

Art. 11 - In Artikel 6 § 4 des Gesetzes vom 5. August 2006 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen
Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen in Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union
werden die Wörter ″die in Artikel 350 Absatz 2 des Strafgesetzbuches erwähnten Abtreibungshandlungen und die im
Gesetz vom 28. Mai 2002 über die Sterbehilfe erwähnten Sterbehilfehandlungen″ durch die Wörter ″die Abtreibungs-
handlungen, die in Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 über den freiwilligen Schwangerschaftsabbruch, zur
Aufhebung der Artikel 350 und 351 des Strafgesetzbuches, zur Abänderung der Artikel 352 und 383 desselben
Gesetzbuches und zur Abänderung verschiedener Gesetzesbestimmungen erwähnt sind, und die Sterbehilfehandlun-
gen, die im Gesetz vom 28. Mai 2002 über die Sterbehilfe erwähnt sind,″ ersetzt.

KAPITEL 9 — Abänderung des Gesetzes vom 15. Mai 2012 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen
Anerkennung auf in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union verhängte Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehende
Maßnahmen
Art. 12 - In Artikel 11 § 4 des Gesetzes vom 15. Mai 2012 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen

Anerkennung auf in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union verhängte Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehende
Maßnahmen werden die Wörter ″die in Artikel 350 Absatz 2 des Strafgesetzbuches erwähnten Schwangerschaftsab-
brüche noch auf die im Gesetz vom 28. Mai 2002 über die Sterbehilfe erwähnte Sterbehilfe″ durch die Wörter ″die
Schwangerschaftsabbrüche, die in Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 über den freiwilligen Schwanger-
schaftsabbruch, zur Aufhebung der Artikel 350 und 351 des Strafgesetzbuches, zur Abänderung der Artikel 352 und 383
desselben Gesetzbuches und zur Abänderung verschiedener Gesetzesbestimmungen erwähnt sind, noch auf die
Sterbehilfe, die im Gesetz vom 28. Mai 2002 über die Sterbehilfe erwähnt ist″ ersetzt.

KAPITEL 10 — Abänderung des Gesetzes vom 21. Mai 2013 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen
Anerkennung auf in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union verhängte Urteile und Bewährungsentscheidungen im
Hinblick auf die Überwachung von Bewährungsmaßnahmen und alternativen Sanktionen
Art. 13 - In Artikel 11 § 4 des Gesetzes vom 21. Mai 2013 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen

Anerkennung auf in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union verhängte Urteile und Bewährungsentscheidungen
im Hinblick auf die Überwachung von Bewährungsmaßnahmen und alternativen Sanktionen werden die Wörter ″die
in Artikel 350 Absatz 2 des Strafgesetzbuches erwähnten Schwangerschaftsabbrüche noch auf die im Gesetz vom
28. Mai 2002 über die Sterbehilfe erwähnte Sterbehilfe″ durch die Wörter ″die Schwangerschaftsabbrüche, die in
Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 über den freiwilligen Schwangerschaftsabbruch, zur Aufhebung der
Artikel 350 und 351 des Strafgesetzbuches, zur Abänderung der Artikel 352 und 383 desselben Gesetzbuches und zur
Abänderung verschiedener Gesetzesbestimmungen erwähnt sind, noch auf die Sterbehilfe, die im Gesetz vom
28. Mai 2002 über die Sterbehilfe erwähnt ist″ ersetzt.

KAPITEL 11 — Abänderung des Gesetzes vom 23. März 2017 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen
Anerkennung auf Entscheidungen über Überwachungsmaßnahmen als Alternative zur Untersuchungshaft

Art. 14 - In Artikel 11 § 4 des Gesetzes vom 23. März 2017 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen
Anerkennung auf Entscheidungen über Überwachungsmaßnahmen als Alternative zur Untersuchungshaft werden die
Wörter ″die in Artikel 350 Absatz 2 des Strafgesetzbuches erwähnten Schwangerschaftsabbrüche noch auf die im
Gesetz vom 28. Mai 2002 über die Sterbehilfe erwähnte Sterbehilfe″ durch die Wörter ″die Schwangerschaftsabbrüche,
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die in Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 über den freiwilligen Schwangerschaftsabbruch, zur Aufhebung der
Artikel 350 und 351 des Strafgesetzbuches, zur Abänderung der Artikel 352 und 383 desselben Gesetzbuches und zur
Abänderung verschiedener Gesetzesbestimmungen erwähnt sind, noch auf die Sterbehilfe, die im Gesetz vom
28. Mai 2002 über die Sterbehilfe erwähnt ist″ ersetzt.

KAPITEL 12 — Abänderung des Gesetzes vom 22. Mai 2017 über die Europäische Ermittlungsanordnung in Strafsachen
Art. 15 - [Bestimmung zur Abänderung des Gesetzes vom 22. Mai 2017 über die Europäische Ermittlungsanordnung in

Strafsachen]
Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das

Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.
Gegeben zu Brüssel, den 15. Oktober 2018

PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Justiz
K. GEENS

Die Ministerin der Volksgesundheit
M. DE BLOCK

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
K. GEENS

*
FEDERALE OVERHEIDSDIENST WERKGELEGENHEID,

ARBEID EN SOCIAAL OVERLEG

[2020/203784]
13 SEPTEMBER 2020. — Koninklijk besluit tot wijziging van artikel

7 van het koninklijk besluit van 23 april 2020 tot het tijdelijk
versoepelen van de voorwaarden waaronder werklozen, al dan niet
met bedrijfstoeslag, kunnen worden tewerkgesteld in vitale secto-
ren en tot het tijdelijk bevriezen van de degressiviteit van de
volledige werkloosheidsuitkeringen

FILIP, Koning der Belgen,
Aan allen die nu zijn en hierna wezen zullen, Onze Groet.

Gelet op de besluitwet van 28 december 1944 betreffende de
maatschappelijke zekerheid der arbeiders, artikel 7, § 1, derde lid, i,
vervangen bij de wet van 14 februari 1961, en § 1octies, ingevoegd bij de
wet van 25 april 2014;

Gelet op het koninklijk besluit van 25 november 1991 houdende de
werkloosheidsreglementering;

Gelet op het koninklijk besluit van 7 december 1992 betreffende de
toekenning van werkloosheidsuitkeringen in geval van conventioneel
brugpensioen;

Gelet op het koninklijk besluit van 3 mei 2007 tot regeling van het
stelsel van werkloosheid met bedrijfstoeslag;

Gelet op het koninklijk besluit van 23 april 2020 tot het tijdelijk
versoepelen van de voorwaarden waaronder werklozen, al dan niet
met bedrijfstoeslag, kunnen worden tewerkgesteld in vitale sectoren en
tot het tijdelijk bevriezen van de degressiviteit van de volledige
werkloosheidsuitkeringen;

Gelet op het koninklijk besluit van 15 juli 2020 tot verlenging van de
maatregelen genomen op vlak van werkloosheid in het kader van de
strijd tegen de verspreiding van het coronavirus COVID-19 (I);

Gelet op het advies van de inspecteur van Financiën, gegeven op
31 augustus 2020;

Gelet op de akkoordbevinding van de Minister van Begroting,
gegeven op 1 september 2020;

Gelet op de wet van 25 april 1963 betreffende het beheer van de
instellingen van openbaar nut voor sociale zekerheid en sociale
voorzorg, artikel 15;

Gelet op advies 67.975/1/V van de Raad van State, gegeven op
9 september 2020, met toepassing van artikel 84, § 1, eerste lid, 3o, van
de wetten op de Raad van State, gecoördineerd op 12 januari 1973;

Gelet op de dringende noodzakelijkheid gemotiveerd door het feit
dat het coronavirus COVID-19 zich verspreidt op Europees grondge-
bied en in België en dringende maatregelen worden genomen om het
risico voor de volksgezondheid te beperken;

Dat het nodig is om op te treden in het arbeidsrecht en het
socialezekerheidsrecht, teneinde het mogelijk te maken om te reageren
op de coronavirus COVID-19-epidemie of -pandemie en de gevolgen
ervan op te vangen en teneinde snel maatregelen te kunnen nemen ter
vrijwaring van vitale sectoren in ons land;

SERVICE PUBLIC FEDERAL EMPLOI,
TRAVAIL ET CONCERTATION SOCIALE

[2020/203784]
13 SEPTEMBRE 2020. — Arrêté royal modifiant l’article 7 de l’arrêté

royal du 23 avril 2020 assouplissant temporairement les conditions
dans lesquelles les chômeurs, avec ou sans complément d’entre-
prise, peuvent être occupés dans des secteurs vitaux et gelant
temporairement la dégressivité des allocations de chômage com-
plet

PHILIPPE, Roi des Belges,
A tous, présents et à venir, Salut.

Vu l’arrêté-loi du 28 décembre 1944 concernant la sécurité sociale
des travailleurs, l’article 7, § 1er, alinéa 3 i, remplacé par la loi
du 14 février 1961, et § 1octies, inséré par la loi du 25 avril 2014;

Vu l’arrêté royal du 25 novembre 1991 portant réglementation
du chômage;

Vu l’arrêté royal du 7 décembre 1992 relatif à l’octroi d’allocations de
chômage en cas de prépension conventionnelle;

Vu l’arrêté royal du 3 mai 2007 fixant le régime de chômage avec
complément d’entreprise;

Vu l’arrêté royal du 23 avril 2020 assouplissant temporairement
les conditions dans lesquelles les chômeurs, avec ou sans complément
d’entreprise, peuvent être occupés dans des secteurs vitaux et gelant
temporairement la dégressivité des allocations de chômage complet;

Vu l’arrêté royal du 15 juillet 2020 prolongeant les mesures prises en
matière de chômage dans le cadre de la lutte contre la propagation du
coronavirus COVID-19 (I);

Vu l’avis de l’Inspecteur des Finances, donné le 31 août 2020;

Vu l’accord du Ministre du Budget, donné le 1er septembre 2020;

Vu la loi du 25 avril 1963 sur la gestion des organismes d’intérêt
public de sécurité sociale et de prévoyance sociale, l’article 15;

Vu l’avis 67.975/1/V du Conseil d’Etat, donné le 9 septembre 2020,
en application de l’article 84, § 1er, alinéa 1er, 3o, des lois sur le Conseil
d’Etat, coordonnées le 12 janvier 1973;

Vu l’urgence motivée par le fait que le coronavirus COVID-19 se
propage sur le territoire européen et en Belgique et que des mesures
urgentes sont prises pour réduire le risque pour la santé publique;

Vu la nécessité d’intervenir en matière de droit du travail et de droit
de la sécurité sociale, afin de permettre de réagir à l’épidémie ou la
pandémie du coronavirus COVID-19 et d’en gérer les conséquences et
de pouvoir prendre rapidement des mesures destinées à protéger les
secteurs vitaux de notre pays;
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